
Prozessuales Rechtsprechung

Veräußerungszustimmung:
Die WEG ist zu verklagen, nicht die Miteigentümer!

Die Klage auf Zustimmung zur Veräußerungdes Wohnungseigentums ist auch dann gegen die

Wohnungseigentümergemeinschaftzu richten, wenn die Teilungserklärungdie „Zustimmung der

anderen Wohnungseigentümer"vorsieht.

LG Frankfurt/Main, Urteil vom 15.06.2023 - 2-13 S 92/22 (nicht rechtskräftig),Volltext: IMRRS 2023, 0794

WEG§ 12

Problem/Sachverhalt

In einer Zweiergemeinschaft sieht die Teilungserklä-
rung/Gemeinschaftsordnung von 2001 vor, dass die
Veräußerungeiner Wohnung der Zustimmung der
anderen Wohnungseigentümerbedarf. Wohnungs-
eigentümerA verkauft seine Wohnung und verlangt
von MiteigentümerB die Zustimmung, die dieser nicht
erteilt, weil er (angeblich) unzureichend überdie Person
des Käufersinformiert worderi sei. A verklagt B vor
dem Amtsgerichterfolgreich aufZustimmung. B legt
Berufung ein.

Entscheidung

B hat Erfolg, wenn auch aus anderen als den von ihm
vorgebrachten Gründen.Das Berufungsgerichtweist
die Klage ab, weil B nicht passivlegitimiert sei. Bei ob-

jektiv-normativer Auslegung der fraglichen Regelung
im Lichte des WEMoG ergebe sich, dass es sich bei der

„Zustimmung der anderenWohnungseigentümer"
um eine Verwaltungsmaßnahmehandle, die gem.
§18Abs. 1 WEGvonderGemeinschaftwahrzuneh-
men sei, weshalb die Zustimmungsklage gegen die
Wohnungseigentümergemeinschaftzu richten sei.
Die aus dem Jahr 2001 stammende Gemeinschaftsord-
nung habe eine Zustimmung durch die Gemeinschaft
noch gar nicht vorsehen können,weil die Rechtsfähig-
keit der Gemeinschaft erst durch die diesbezügliche
BGH-Entscheidung aus 2005 bekannt geworden sei.
Soweit die Gemeinschaftsordnung mit den Neurege-
lungen des gesetzlich vorgegebenen Verwaltungssys-
tems nicht (mehr) in Ubereinstimmung zu bringen sei,
müssesie an das neue Recht angepasst werden; das
betreffe insbesondere die Aufgabenzuschreibungen
an Eigentümeroder Verwalter, die nach neuem Recht
dem Verband zukämen.Dass die Gemeinschaft nur aus
zwei Einheiten bestehe, änderenichts. Denn auch Zwei-

ergemeinschaften unterlägenden normalen Verwal-
tungsregeln desWEG. Unzuträglichkeitenseien damit
auch nicht verbunden, denn wenn die Gemeinschaft
keinen Verwalter habe, vertrete der nicht klagende
Wohnungseigentümerdiese im Wege der kupierten
Gesamtvertretung alleine.

Praxishinweis

Die im Zentrum stehende Frage war schon im alten
Recht streitig und ist es auch im geltenden Recht geblie-
ben. Das LG Frankfurt/Main findet eine überzeugende
Antwort. Ob diese auch beim BGH Zustimmung findet,
wird die zugelassene und auch eingelegte Revision
klären.FürLaien mag es zwar eine „typische Juristen-
entscheidung,, sein, weil das Ergebnis dem eigentlich
klaren Wortlaut der Teilungserklärungwiderspricht und
insbesondere in einer Zweier-Gemeinschaft aufAnhieb
wenig einleuchtet. Aber das Landgericht hat völlig
Recht: Alte Teilungserklärungenmüssensich in das

geänderteRecht einfügenund insofern ist das Ergebnis
nur konsequent. B hat freilich nur einen "Etappensieg"

errungen, denn wenn A die Zustimmung gegen die
Wohnungseigentümergemeinschafteinklagt, dürfte
er (auch in zweiter Instanz) Erfolg haben. Wenig ver-
ständlich ist freilich, weshalb A die Klageabweisung
nicht durch einen Parteiwechsel abgewendet hat;das
Landgerichtdürfteaufdenentscheidendenrechtlichen
Gesichtspunkt rechtzeitig hingewiesen haben.

RA Dr. David Creiner, Tübingen

Anm. d. Red.: Gegen die Entscheidung wurde Revision
beim BGH eingelegt (Az.: V ZR 141/23).
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